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Vorbericht des Versegers .

Gestern erhielt von unbekannter
Hand einen neuen Katechismus im
Manuskript , und mach es mir zur
Pflicht diese wichtige Piece dem Pu¬
blikum nicht zu entziehen , vielmehr
solche der Presse zu überlassen , mit
der schmeichelten Hoffnung, daß alle
diejenigen , so die wenigen Bogen le¬

sen , sowohl dem unbekannten Ver¬
fasser , als dem Verleger Dank wis¬
sen werden . —
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Erstes Hauptstück .

Einige allgemeine StaatS , und

Religions Grundsätze .
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Fr . >^antt unsre von Gott geoffenbarte christ- Me

tiche Religion an und kür sich selbst einem nrcr
wohlgeordneten Staat schädlich oder ge,ahr - gc ^
sich seyn' ! > ol)

Ant . Nein ; weder im ganzen und allgemei . >ede

nen , noch auch nur in einer einzigen wcsentlr -

chcn Bestimmung . S> e — unsre von
^>ott ^

geoffenbarte christliche Religion — ist chrer „^-h

ganzen wesentlichen von Gott ursprünglich was

bestimmten wahren Verfassung nach , so be- a

schaffen, und muß immer so beschaffen seyn,

daß , so lang sie bey selber gelassen wird , ^

und nicht durch Menschenzusätze in will « Ges

kührliche Mißbräuche ausarlet , nicht e», . p »>

mal ein Verdacht mit Grund auf sie fasten

kann , als könnte sie entweder im Ganzen

oder auch nur in einem einzeln Punkte in nur

«inen wohlgeordneten politischen Staat einen sch<l

schädlichen Einfluß habe «. Ein allgemein ^
ner Staats , und Religivnsgrundsatz , desicn ge- -

mcm-



meinftitige Anerkenncniß und genaue Befol¬

gung ungestörte Eintracht und ewigen Frieden

zwischen dem Priesterthum und dem Staat un-

gezweifelt würde gestiftet haben , oder doch wc

nigstcnS fürs künftige zuverläßig stiften möch¬
te. Em zugleich unlaugbarer , unumstößlicher
Grundsatz dessen Wahrheit bey der allgemei¬
nen Aufklärung gegenwärtiger Zeilen durch so
viele überzeugende Beweise dargethan werden

kann, daß dessen Bezweiflung oder Verwer¬

fung einem jeden gesund denkenden natürlichen
-ist- Menschenverstand eitle und offenbare Schwär -
icm nrercy zu seyn scheinen muß. Aus einer Mön¬
che- qc solcher Beweise verdienen folgende vorzüg¬

lich in Erwägung gezogen zu werden . / >) Da

jede wohlgeordnete politische Gesellschaft der
Menschen auf die menschliche Natur selbst sich

, gründet , folglich mit den Gesetze. ' der Natur
im genauesten Verhältniß stehet : so ist es ja
,ijcht möglich , daß die ordentliche Verfassung

lieh was immer >ür einer solchen politischen Gesell -

he- schalt gestört , erschüttert , oder bedrohet wer -

^ dc von einer Religion die allein von Gott
kemmt , von jenem Gott , der die Natur des

ch"/ Menschen geschaffen hat , und diesen durch die
>ill « Gesetze der Natur zu seinem großen Schc -
; in« piungszwcck immer anhaltet und leitet ,

llen ^0 Dieser Widerspruch wird noch auffallender ,
wenn man noch hinzudenkt - daß zu Erreichung

zm dieses großen Schöpfungszweckes besagte ,
in nur von Gott kommende , Religion dem Nen¬

nen scheu platterdings nothwendig seye. Eine gött -
. liehe Religion , deren Hauptabsicht und Be-

schäftigung ist, dem menschlichen Verstand den
A z pan -
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ganzen Umfang der natürlichen Pflichten deS
Menschen gegen Gott , gegen sich selbst , xegen
den Mitmenschen deutlich vorzulegen , auch Mit -
teil zugleich au die Hand zu gebe«, dadurch die , «
Erfüllung dieser Pflichten dem menschlichen .
Herzen angenehm und leicht werde — wie ist s.
es möglich , daß eine solche Religion etwas in
sich begreife , wodurch das Band des gesell - ^
schaftlichen Lebens und des Staats zerrissen
»der im mindesten geschwächt werden möchte ? ^
Gehören denn unter die natürlichen Pflichten
der Menschheit nicht auch einer Seiks die
Pflichten eines guten Bürgers und getreuen ^
gehorsamen Unterthanen , anderer Seils die
Pflichten und Gerechtsame eines guten brecht- ^
schaffcncn Regenten , kraft welcher dieser ^
das Wohl seiner Unterthanen und das allgc -
meine Beste des Staats nachdrücklichst und ^
thätigst zu befördern , hingegen dessen Nachtheil ^
in gleichem Maaß anzuwenden verbunden ^
ist ? 6 ) Uiberlegct man sodann ferner , daß ^
unsre von Gott geoffenbarte christliche Rcli - ^
gion — wie sie es selbst uns ausdrücklich ^
lehrt — das einzige uncnbehrlichc Mittel seye,
durch welches der Mensch sein ewiges Heyl ,
zu dem er von Gott bestimmt ist, würken kann :
so muß sich unsre Uiberzeugung , daß diese Nc- un!
ligion keinen gefährlichen Einfluß in den Staat so j
haben könne, fa auch sogar von allem gcgrün -
deten Verdacht eines solchen schädlichen Ein - s»l>
fluffcs weit entfern seyn müsse , auf den «, »
höchsten Grad erschwingen . Denn eben da- Gr
rum, daß die christliche Religion für den Men - ch,
schen das einzige unentbehrliche Mittel seines
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ewigen Heils ist , muß derselben allgemeine

Erkenntniß , Ausbreitung , und Annahme prak¬

tisch , wo nicht leicht , wenigst möglich seyn.

Gesetzt nun , sie - die christliche Religion -

wäre so beschaffen , daß sie entdeder «m Gan¬

zen oder auch nur in einer einzigen wesentli¬

cher Bestimmung einen schädlichen Einfluß in

das allgemeine Beste des Staats Haben , die

öffentliche Ruhe und Sicherheit einer wohlg »

ordneten Gesellschaft stören , oder auch nu>.

einen gegründeten Verdacht eines solchen schäd¬

lichen Einflusses in den Gemüthern der Men -

schen erregen könnte , wäre wohl alsdenn dle

allgemeine Erkenntniß , Ausbreitung , und Auf- '

nabme einer solchen Religion praktischwill
nicht sagen , leicht , sondern auch nur möglich

bey Menschen , bey denen der Trieb , in poli¬

tische Gesellschaften und Staaten der offentli .
chen Ruhe und Sicherheit halber zusammen zu

tretten , so natürlich und unwiderstehlich , und

auch zugleich so unsträflich und unschuldig ist t

Dencke man sich nur einen mächtigen , wohl¬

geordneten , zum Christenthum sich noch nicht

bekennenden , Staat , z. B. den chinesischen , und

setze man , dieser Staat sehe mit Grund die

christliche Religion als eine ihm nachtheiligc
und gefährliche Religion an. Kann man wohl ,
so lang ein solcher Argwohn nicht überzeugend
auf die Seite geräumet wird , hoffen , daß ein

solches Reich jemals die christliche Religion
annehmen werde ? Es ist demnach im höchsten
Grad wiederiprechend , und mit der unendli¬
chen Güte und Weisheit Gottes unvercinbar -

A 4 lich,
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lich , daß durch eben jene Religion , Mittelst
welcher , als dem einzigen Mittel , der Mensch
sein ewiges Heil wirken kann , seine zeitliche
politische Glückseligkeit gekränkt , gestört , oder
bedroht werden solle. Ein Widerspruch , den
die christliche Kirche von jeher selbst eingesehen
und verabscheut hat , da sie am Fest der Er ,
scheinung des Herrn feycrlich zu singen pflegt r
<ürriäs ! ! 8 Herockes ! Oeum reAem verir¬

re huiä rimes ? Isson eripir morrslis ,

hur ckac coeleftia . O ) Um
aber noch deutlicher überwiesen zu werden , zer¬
gliedere man die christliche Religion — so wie

selbe von dem Sohn Gottes gestiftet , von den

Aposteln ausgebreitet , und von den ersten
Christen anerkennt und ausgeübet wurde —

in ihre zween Grundthcile , in den theoretische »
nämlich , der uns achte Begriffe von der Gort ,
hcit , von ihren ewigen Erbarmniffcn gegen den
Menschen von dem großen Werke der Erlösung
von der Nothwendigkeit und Wirkung d- r gött¬
lichen Gnade , beybringt ; und in den Prakti¬
schen , welcher die Sittcnlchre , und einige
ausserliche von Christo eigcnds eingesetzte Hei-
ligungsmittel , und unter diesen bcnannilich
den von Christo den Aposteln verliehenen
Schlüsselgewalt zu lösen und zubinden , in sich
begreift . Gleichwie nun einer Scits zwischen
jenen hohen Begriffen von Gott , seinen ewi¬

gen Crbarmntsscn gegen den Menschen , die
uns unsere Religion beybringt , uud andrer
Scits zwischen den Begriffen von politischen
Gesellschaften , von ihren Rechten und Pflichten



,ucht der mindeste Widerspruch oder Streit ob¬

waltet , ja vielleicht diese durch jene einigcr -

maassen gestärkt und befestiget werden : also

ist es nicht möglich , daß der theorcti,che Lhetl

unsers Christenthums in das allgemeine Beste
der polittschcn Gescischaften der Menschen je¬
mals an und für sich leidsten einen schädlichen
Einfluß habe. Da sodann die so vortrcfliche
reineste Sittenlchr unsrer christlichen Religion
vorzüglich eine authentische Erklärung und
voNksurmne Auseiandersetzung des Gesetzes der
Natur ist , dem jede wohlgeordnete politische
Gesellschaft ihre Entstehung , Dcrvolttom -

mung , und Erhaltung zu verdanken hat ; da
die Erfüllung und Ausübung eben dieser christ¬
lichen Moral durch die so wenige , so beschei¬
dene , so einfache äußerliche Hciligungsmittcl
unsrer Religion so zweckmäßig «leichten wird ;
da endlich der den Aposteln verliehene Kchlu -
ßclgewait sich keineswegs auf das Politische
dacht Erde erstreckt , sondern von Christ »
selbst so ausdrücklich und sorgsam aus das

hlmmllsche Reich eingeschränkt worden ist : so
kann und muß der praktische Theil unsres Chri¬

stenthums nur einen wohlthätigen , und zwar
einen augenscheinlich - ja handgreiflich - wohl -
tbäligen Einfluß in das Beste jeder wohlge¬
ordneten politischen Gesellschaft d- aben, wel¬

chen nur gehässige boshafte Verleumdung
cder tief eingewurzeltes dummes Vorurtheil
einig . Ze- Ilang mlßkennen kann, zwey die all¬

gemeine Ausbreitung unsrer Religion hemincn -
te Uebel , denen ihr göttlicher Stifter ftlbst
sorgfältig vorzubeugen suchte , da er kurz vor

A z sei-



feinem Versohnungstode durch jene merkwür¬
dige Worte : rsAnum msum non elf 6s
Iroc muriäo , deutlichst ein für allemal er¬
klärte , die durch ihn vsm Himmel auf diese
Welt gebrachte Religion sey ihrem wahren
Geist und ganzen Inuhalt nach eine überirdi¬
sche Religion , die unfähig wäre , irdischen Mach¬
ten dieser Welt einigen Abbruch zu thun , son¬
dern alle dieselbe ganz und gar unangetastet ,
ungekränkt , und in ihrer vollen Kraft lasse.
L) Es ist möglich , daß alle diese bisherige
Beweise den römischen Curialisten nicht rüh¬
ren. Aber folgende Anmerkung möchte viel¬
leicht bey ihm wenigst einiges Nachdenken er¬
regen . Setze man also noch einmal , es sey
möglich , daß die von Gott geoffenbarte christ¬
liche Religion an und für sich selbst , auch nur
mittelst eines einzigen , wesentlichen Punkten ,
einen schädlichen Einfluß in den Staat habe,
Zu dieser, an sich selbst grundfalschen , aber
einsweileu als wahr angenommen Hypothcs ,
wird es nicht jedem einzeln katholischen Staate
pufferst bedenklich und gefährlich vorkommen
Muffen , daß entweder ein einzeler , auswärti¬
ger , vom Staat gänzlich unabhängiger Bi¬
schof , der römische Pabst , oder aber unter
dessen Vorsitz , Lenkung , und kräftigstem Ein¬
fluß ein ebenfalls meistens aus fremden und
auswärtigen Bischöffen bestehendes allgemei¬
nes Concilium über entstandene Glaubcns -
streikigleikeu ein unumstößliches endliches Ur¬
theil, ' auch oft mit Nachtheil des Staats , we¬
sentliche zu fallen , die höchste Macht haben

löste



sollet Kurz , sobald man annünmt , wahre
Religtonsbestimmungcn können einen schädli¬
chen Einfluß in den Sraat haben , so ist es eben
darum für jeden wohlgeordneten Staat höchst
unpolitisch und unräthlich , solche Bestimmun¬
gen einer fremden , auswärtigen , ganz und gar
vom Staat unabhängigen , selbst eine souvcrai -
uc weltliche Macht ausübenden Person über¬
lassen. Es ist demnach nicht leicht zu fassen,
wie besagte Hypothes als wahr , oder auch
nur als wahrscheinlich und möglich angenom¬
men werden , und sodann die höchste Autorität
des Pabsts in Glaubenssachen in einem abge¬
ordneten Staate Europens bey heutiger allge¬
mein sich ausbreitender Aufklärung in die.
Länge sich noch halten könne.

Fr . Kann man wohl eine Bestimmung ,
die an und für sich selbst einen schädlichen Ein¬
fluß in den Staat hat , für eine wahre wesent¬
liche Bestimmung unsrer christlichen Religion ,
oder aber kann und muß man selbe vielmehr
für einen offenbaren , der Religion und denr
Staat schädlichen , Mißbrauch ansehen ?

Untw . Eine , an sich selbst dem Staat
schädliche Bestimmung , so ehrwürdig sie auch
Alterskalben seyn mag, kann keine wahre
wesentliche Bestimmung unsrer christlichen ,
von Gott geoffenbarten ' , dem Meirichen
zu Erreichung feines Schöpfungszweckes und
zn seinem ewigen Heil nothwendigen , Religion
seyn ; vielmehr kann und muA eine solche angeb¬
liche Rcligionsbcstimmung für einen offenba¬
ren, der Religion und dcm Staat gleich schädli -
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chen, Mißbrauch gehalten werden . Denn sollte
eine solche dem Staat schädliche Bestimmung
ein wesentlicher Punk rmsrcr christlichcnReligion
seyn ; so würde eben darum diese an und für sich
selbst einen schädlichen Einfluß in den Staat
haben . Gleichwie aber solches platterdings
unmöglich ist : also ist es auch lediglich un¬
möglich , daß eine dem Staat schädliche Be¬
stimmung eine wahte Religionsbestimmung
seye. Ja , weil ein unter falschem Schein und
Verwand der Religion dem Staat zugehen¬
der Nachtheil offenbare Mißdeutung und eitler
Mißbrauch der Religion ist, dadurch selbst die
Religion dem Staat verdächtig und verhaßt
wird ; so kann und muß eine solche angebliche
Rcligionsbcstimmung vielmehr als ein offen¬
barer der Religion und dem Staat gleich
Religionsmißbrauch angesehen werden . Wenn
es demnach z. B. für den Staat gefährlich ist,
daß ein Bischof von Rom , als das sichtbare
Oberhaupt der christlichen Kirche , das nebenzu
eine souveraine weltliche Macht ausübt , in
Kraft des von Christs verliehenen Schlüffclge -
walts sich des Rechts amnaffe , jeden andern
christlichen Regenten in gewichen Fallen seines
Reichs zu entsetzen, und seine Unterthanen vom
Eyd der Treue und des Gehorsams loszu¬
sprechen : so kann und muß man überzeugt
seyn , dergleichen Anmaßungen seyen nichts
weniger als wäre wesentliche Lehren unsers
( ' hrrstentbums ; vielmehr können und muffen
sie als offenbare Mlßbräuche und üble schwär¬
merische Anwendungen unsrer heiligen Religion
anerkennt und verabscheut werden . Das näm¬

liche
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kicke Urtheil kann und muß man mit gleichem

Recht fällen von allen ) - nen übrigen , m mitt¬

en Zeiten zum Vorschein gekommenen , pabst -

Ncken Ansprüchen und Vorrechten , deren freye

AÄv«!,s ° - m G- I - h-

zuziehen würde .

Fr . Kann man wohl in der christlichen

ikircke eine gesetzgebende geistliche Macht an¬

rennen auch solche GM - zu g- b- u oder ge¬

gebene handzuhabcu , die ' dem Staat schädlich

sind - ia wäre nicht vielmehr die wirkliche An-

E» » g » « AuÄbunz - in . - solch -» M- ch -

iür <i «. n - x- »i - - r - »d- r Klrch - »»d

schädlichen Mißbrauch des geistlichen Kireyen -

gcwalts zuhalten l

Antw . Da die nach katholisthcn Grund¬

es der kehrenden und befehlenden Kirche

Cbristi , das ist : den Bischvffcn zukommende

Macht , in geistlichen Dingen Gesetze zugeben ,

«in Ausfluß des den Aposteln von Christo

verliehenen Schlüsselgcwalts zu losen und

tu binden , mithin eine wahre wesentliche

Bestimmnng unsrer christlichen Rclig - . on ist :

so ist es eben so unmöglich , daß die gesetzge¬
bende geistliche Macht der Kirche Dinge , die

dem Staat schädlich sind, befelstcn könne als

unmöglich es ist , daß unsre christliche Relr -

aion ihrer wahren wesentlichen Verfassung

nach einem schädlichen Einfluß in den Staat

habe . Folglich wäre die wirkliche Ausübung
einer solchen schädlichen Gesetzgebung ein« Aus¬

dehnung des Geistlichen Kirchen Gewölks auf

Gegenstände , auf welche sie sich nicht erstreckt ;
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aber eben darum cm offenbarer
bcsagieu gastlichen Kirchcugcwalks, Ünd zwa^
schaden , sondern auch Überhaupt den wabren- eirchcnqewalt verhaßt und verdächtig mache »mtthrn selben sowohl als der Reliaion 7. -^
grosten Nachtheil gereichen würde . Auch w- ^de in solchem Fall der Staat nicht verbünd»
seyn, ein solches, ihm in der That nachchA
E 5' als em kbahres Kirchenqefttz , aufdc „en Erfüllung und Ausübung die Kirche mitXecht dringen könnte , anzusehen . Vielleicht
find ln dem sogenannten Oorpors luri ; Ls .
noniLl und in dem kullsrio ms - >na meh¬rere dergleichen angebliche Kirchengesetze m-halten d-e wege „ ihrem schädlichen Einfluß in
acse^ wolü "ls wahre Kircben -geatze , wobl aber überzeugende Beweise eineswirklich vorgegangenen offenbaren Mißbraucks
^ Sendung des kirchischen Gewalkssind. Vielleicht kann man auch noch von eini -gen andern Alters halber sehr ehrwürdigen^irchcngel ochen, die ehemals entweder keinenoder nur emcn wohlthätigen Einfluß in den
^taat hatten , mit Grund behaupten , daß sieheue zu Lage nach veränderten Umständen dem
Staats nachtheilig zu seyn beginnen .

» w» unsre christliche Reli¬
gion , mer der nr selber sich vorfindende Kir - ^
cheagewalk , so beschaffen seyn, daß durch diecuie oder den andern die jedem wohlgeordneten
^ Regenten ursprünglich und
wesentlich znktmiweNde Rechten angetastet , ge¬

hemmt .
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hemmt , oder eingeschränkt werden können ; und

müßten nicht vielmehr dergleichen , allenfalls

durch Päbste und Bischoffe angemaaßte Be -

kränkungen abermal für offenbare Mißbrauche
der Religion und des kirchlichen Gewalts an¬

gesehen werden ?
Antw . Da einer Seits unsre christliche

Religion , und der durch sie den Päbsten und

Bischöffen zukommende wahre Kirchengewalt
an und für sich selbst niemals einen schädli¬

chen Einfluß in den Staat haben kann ; und

da andrer Seits von der Religion und geist¬
lichen Kirchcnmacht angezweifelt der groste
und äusserste Nachtheil dem Staate unmittel¬
bar zugefüget würde , wenn durch selbe die

dem Staate ursprünglich und wesentlich zu¬
kommende politische Rechten angetastet , ge¬
hemmt , und eingeschränkt werden könnten ; so
kann man ohne offenbare dumme Schwärme¬
rs sich keine solche christliche Religion , noch
in dieser einen solchen geistlichen Kirchcnge -
wall denken , der fähig oder berechtiget sey,
die ursprüngliche wesentliche Rechte des Staats

anzutasten , zu kränken , oder zu hemmen ;
auch können und müssen alle dergleichen unter
dem Schein und Vorwand der Religion , oder
des kirchtschcn Gewalts wirklich gewagte , oder
ins künftige zu wagende , Eingriffe , alle jene
pabstliche Bullen und sogenannte kanonische
Gesetze , durch welche die höchste politische
landesherrliche Macht geschwächt und beein¬
trächtiget wird , für eitle und offenbare , der
Religion und dem Staate höchst schädliche,
Religionsmißdräuche gehalten werden .
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Fr . Kommt wohl einem katholischen

Staat , und dessen Regenten , das Recht zu,
alle dergleichen offenbare , nach und nach ein -
geschlichene Rciigionsmißbrauche durch seine
gesetzgebende Macht abzustellen oder zu mäßi -
gen , ohne sich hiecinfalls von jemand , auch
nicht vom geistlichen Oberhaupt der Kirche , ja
am wenigsten von diesem , sichren lassen zu d̂ e i
dürfen 2 und

An- w. Ja ; ein solches Recht kommt
jedem wohlgeordneten Staate , und dessen Re- ;
gcnten unstrittig und v- rlaßig zu. Denn dass

^ '

«in jeder wohlgeordneter Staat , oder dessen
Regent , Kraft seiner ursprünglichen wescnkli - Sehe
chen Verfassung volle Macht und uneiuge « 8ra !
schränkten Gewalt habe , durch Gesetze alles
das abzuthun und zu beseitigen , was dem ^' ia
Staat in der That schaden oder gefährlich seyn der
möchte, wird wohl von keinem gesunden Men - ^ mr
schenverstand in Zweifel gezogen werden kön¬
nen. Da also einer Seits die , jedem wohl - Enti
geordneten Staate und dessen Regenten ur - den
sprünglich und wesentlich zukommende politi - des
sehe Rechte durch die christliche Religion , zu tigel
der sich selber bekennt , nicht im mindesten je- mist
mals geschwächt , gehemmt , oder eingeschränkt Etc
werden können ; und da anderer Seits jene offen- RccI
bare Religionsmißbrauche , von denen hier ssith
die Rede ist, einen höchst nachtheiligen Einfluß
in den Staat haben : so kann mit Fug und
Recht , ja ohne offenbare Schwärmerei ) , kei-
« em katholischen Staate oder dessen Regen - vd >
ten eine solche volle und ungebundene Macht vork

ab-
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^ abgesprochen werden , Kraft welcher er besagte
^ Mißbrauche durch Gesetze abzuthun oder zu

mäßigen unstreitig berechtiget ist, ohne daß er
le hierinnsalls von jemand rechtmäßig geftöhrt
s' werden könne , und am allerwenigsten von Bi -
h schössen und Pabsten , als welche , da sie die
a erste Diener und Vorsteher jener Religion sind ,u die dergleichen Mißbrauche äusserst mißbilligt

und verabscheut , Kraft ihres Amtes verpflich--
tct sind , zu dergleichen vom Staat vorgcschla -

^ gencn und vorgenommenen Verbesserungen all

^ ihr Ansthcss Macht , und Gewalt anzuwenden ,

n ^ Fr . Fär waö für einen Richter - stuhl
gehört die Untersua - ung und Entscheidung dee

, Frage , ob diese oder jene angebliche Religicns - -
§ bestimmung einen schädlichen Einfluß in den
^ Start habe , folgsam für einen offenbaren ,
„ der Religion und dem Staat schädlichen , Miß -
, brauch zu halten scye ?
, Alitw . Eine solche Untersuchung und
- Entscheidung gehört unstreiktig dergdstalreu für
- den politischen Richkerscuhl des Sreiats , odeu
^ des Regenten , daß keine fremde Macht berechn
.r tiget ist , wider dessen Willen in st : be sich zu
- mischen. Denn daß jedem wohlgeordneten
t Staat ursprünglich und wesentlich anklebende
- Recht , durch Gesetze alles abzuthun und zu bc«
o fertigen , was dem Staat sch. dl-ch oder ge-
x führlich seyn u ag , wäre im höchsten Grad
> schwach, unbedeutend , und uruhätig , wenn die
- Untersuchung und Entscheidung der Frage —
. ob wirknch irgcmwo eine Gefahr dorbc , oder
k vorhanden seye — einigermaassen ron einer

B ftem .
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fremden auswärtigen vom Staat unabhängig

gen Einsicht und Macht abhingc , und nicht «ine
einzig und allein dem Staat zukäme. Eine ,nal
solche Unthätigkcit und Schwäche laßt sich in best
einem wohlgeordneten Staat — wenigstens voll
so lang dieser an und für sich selbst ohne Nuck- Esse
ficht auf seine Religion betrachtet wird — „e,
nicht denken . Und eben darum kann auch be< förr
sagte Kraftlosigkeit und Einschränkung keinem uns
christlichen Staat mit Fug zugemuthei werden , so a
in Bezug aufsein Christenthum , als welches nen
den Staat im mindesten nicht kränkt , noch Essp
schwächt . Die Untersuchung also und Ent - Siv
scheidung , ob diese oder jene angebliche Reli - wir !
gionsbcstimmung einen schädlichen Einfluß in Ver
den Staar habe , und in dieser Rücksicht für dem
<incn offenbaren , der Religion und dem Staat ficht
schädlichen Mißbrauch zu halten scyc , gehört kath
unstrittig dergestalten für den politischen Richs Sin
tcrstuhl des Staats , daß wider dessen Willen enth
tu selbe sich zu mische » keine fremde Macht hc- den
cechtiget ist. daß

Fr . Ist aber auf solche Weise nicht zu
besorgen , daß dergleichen Staarsuntcrsuchun - ^

rren mit der Zeit etwa auch wlche Religions - ^
punkten betreffen möchte , die für wesentlich un- ^
strittig deßwegen müssen gehalten werden , weil H
fie von Christo selbst bestimmt , von seinen ^
Aposteln gepredigct , und durch eine von An- '

beginn des Christenthums bis auf unsre Zci- Lw,

ten ununterbrochene gleichförmige unverändert als

<e Erblehre fortgcpfanzt worden sind ? gior



^ A S IH

zi- Antw . Nein ; mit Grund ist so was in
cht einem wohlgeordneten katholischen Staat nie -
ne mals zu besorgen . Denn die von Christo selbst
i» bestimmte , durch seine Apostel ausgebreitete ,
ns Po» dm Völkern dieser Erde mit lebhaftestem
ck- und grvster Bereitwilligkeit angenomme -
- - ne, und vermittelst einer unveränderten , gleich¬
er förmigen , ununterbrochenen Uibergab biß auf
tm uns fortgepflanzte Lehren haben so offenbar ,
m, so augenscheinlich und überzeugend theils kei¬
nes nen schädlichen , theils nur einen wohlthätigen
och Einfluß in den Staat , daß, so lang der wahre
nt- Sinn und Geist solcher Lehren nicht mißkennt
' lü wird , die Erregung eines gegen sie widrigen
in Verdachts praktisch unmöglich ist. Gleichwie

für demnach die für die Religion wachende Dor -
aat ficht des Himmels nicht zugeben wird , daß in
ört katholischen Staaten der wahre Geist und
ich" Sinn der im Evangclio und ächten Tradition
lcn enthaltenen Lehren Jesu Christi mißkennt wer¬
be» den ; fo ist auch mit Grund nicht zu besorgen ,

daß katholische Regenten ihre Staarsuntcrsu -
chungen auch auf solche Lehren ausdehnen
möchten . Wenigstens muß sogar der Schat -
ten einer solchen Gefahr gänzlich alsdcnn vcr -
schwinden , wenn der Regent zufolge seiner

"j , wiederholten feycrlichsten Erklärungen seine

„
" Ktaatsuntcrsuchunzcn ausdrücklich einschränkt

auf solche Religionsangclegenhetteii , gebrauche ,

Zci- Observanzen , und Bestimmungen , die weder

der» als eiir Dogma unsrer christlichen Reli¬

gion weder als ein Theil der christlichen
Gittenlrhre , weder als ein von Christs

B r ein -



2S ^

ringest ßkeS Sacrament oder Heiligungs «

mittet , noch als eine von ihm vorgeschrie -

brne gottesdienstliche Handlung angeseheir
werden können , und die von Anbeginn des

Chrjsienthums bis izt immerwährenden Ver -

änderungen und Abwechslungen nach Ver¬

schiedenheit der Zeiten und Orten notorisch

unterworfen waren , von denen hicmit der

Regent auch nach widerwärtigen , unter Ka -

tholiken allgemein angenommenen Grund¬

sätze » zum voraus hinlänglich überzeugt ist ,

daß sie zum Wesentlichen unsrer Religion

oder zur Lehre Jesu Christi keineswegs ge-

hören , aber auch eben darum einen schad -

liehen Linfiuß in den Staat haben köynen .

Zweytes Hauptstück .

Anwendung vorgehender Grundsätzen auf

einige besondere Gegenstände .

Fr. ^andclt ein katholischer Landesfurst re-

ligionswidrig , wenn er zum allgemeinen Be¬

sten des Staats mittelst seiner gesetzgebenden

Macht einige , nur durch Menschenbestunmung

eingeführte , Gebräuche des äusserlichen offen -

lichcn Gottesdienstes , in st fern selbe eunn

schädlichen Einfluß in den Staat zu haben be-
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ginnen , für seine Staaten abscherst , oder mä¬

ßiget ; wenn er z. B. in besagter Absicht die

Anzahl der gebothnen Feyertage vermindert ,
oder statt der bißhcrigen dem Volk unverständ¬
lichen, lateinischen Sprache den Gebrauch der
Landessprache in öffentlichen und allgemeinen
gotlesdicnstlichen Verrichtungen einfuhrt ?

Anlw . Rein , als religionswidrig kann
eine solche Gesetzgebung mit Recht nicht angese¬
hen werden . Denn , da dergleichen nur durch
Menschenbestimmung eingeführte gottesdienst -
liche Gebrauche weder zum Dogma , weder

zur evangelischen Siktenlehr , weder zu denen
. von Christo eingesetzten Heiligungsmittel » ge¬
hören , noch eine selbst von ihm vorgeschriebe¬
ne gottcsdienstliche Handlung sind ; da selbe
im Gegentheil von Anbeginn des Christen¬
thums bis izt nach Verschiedenheit der Zeiten
und Lander immerwährenden Abwechslungen
und Veränderungen unterworfen waren : so
kann und muß jeder katholischer Regent zum
voraus hinlänglich überzeugt seyn , daß selbe
zum Wesentlichen unsrer christlichen Religion
nicht gehören , aber eben darum an und für
sich selbst einen schädlichen Einfluß in den
Staat haben können . Weil also bey einer
solchen vorläufigen Uiberzeugung alle auch
mindeste anscheinende Bedenrlichkeit , die den
wirklichen Gebrauch des jedem unabhängigen
Regenten ursprünglich und wesentlich zukom¬
menden , und auf alles , was dem Staat scha¬
den kann. sich erstreckenden , politischen Rechts ,
etwa noch entgegen stehen möchte , verschwin¬
den muß : so ist unstrittig jeder katholische un-

B z ab-



abhängige Landesherr , vollkommen berechtig
get , nicht nur zu unrersuchen und zu entscheiden
ob dergleichen Gebräuche in gegenwärtigen ^
Feitumständcn einen schädlichen Einfluß in den ^
Staat haben , sondern auch im Fall cineS ^
solchen würklich obwaltenden schädlichen Ein-
fluffes selbe durch seine gesetzgebende Macht ^
abzuschaffen , oder zu mäßigen , ohne dabey ^
besorgen zu müssen , die Ausübung eines sob
chen ursprünglichen wesentlichen , politischen
Rechtes möchte jener Religion zu nahe trctten ,
deren wesentliches Verdienst und ausscheidendes ^
Kennzeichen bannn bestehet , daß sie keinen

'

Regenten im Gebrauch und Anwendung seb
nes rechtmässigen politischen Gewalts kränkt , ^
stön , oder hemmt . br

Fr . Wenn ein katholischer Landesherr ei>
für seine Staate das kirchliche Fastengeboth , bc
tn so fern selbes gewisse Gattungen fremder ge
Speisen zum offenbaren Schaden eigner Lan< er
der begünstiget , als einen in diesem Betracht w!
dem Staat schädlichen Gebrauch , durch seine da
gesetzgebende Macht abscherst ; kann er wohl so
deßwegen mit Fug einer religionswidrigcn sn
Handlung beschuldiget werden ? R

Antw . Nichtswenigers ; sondern gleich- ^
wie so eine Abschaffung , im Grund betrachtet ,
nichts anders wäre , als eine Ausübung ei-
nes jedem wohlgeordneten Staat ursprünglich ^
anklebenden politischen Rechtes ; also würde
selbe unmöglich jener Religion zuwider seyn ^
können , die dem Regenten seine politische Macht
nicht nur nicht nimmt oder kränkt , sondern im

Ge-
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Gegentheil schützt und befestiget . Erwähntes
^ Faftengcboth ist weder ein Dogma , weder ein
^ Theil der christlichen Sittcnlchr , weder ein

vom Sohn Gottes eingesetztes Heiligungsmit -
tcl, noch eine von selbem vorgeschriebene gvt -

, tesdienstliche Handlung ; auch war es von An-

^ beginn des Christenthums bis irt nach Vcr -
^ schiedenhett der Zeiten und Länder immerwäh »

rcnden Abänderungen und Abwechslungen
unterworfen . Vorläufig also überzeugt , daß

, ein solcher Gebrauch nicht zum Wesentlichen
^ unsrer christlichen Religion gehöre , kann und

„ muß jeder unabhängiger Landcsfürst als höch,
ster Regent des Staats das volle , unstrittige ,"
unbedenkliche Recht haben , erstens zu untcr -
suchen, und zu entscheiden , ob ein solcher Ge¬
brauch bey izigen Zeitumstanden nicht wirklich

crr einen schädlichen Einfluß in den Sraat zu ha-
th, den beginne , und sodann selben durch seine
ser gesetzgebende Macht abzuschaffen , in so fern
in- er dem Staat nachtheilig zu seyn befunden
cht wird . Kommt aber dem Regenten des Staats
ine daS Recht zu dergleichen Kirchcstgebräuche , in
»hl so fern sie dem Staat schädlich sind, abzustel¬
len sen ; so kann die wirkliche Ausübung dieses

Rechtes unmöglich unsrer christlichen Religion »

^ oder dem wahren Gewalt der Kirche zuwider
^ seyn. Eben so wenig religionswtdrig würde

allem Anschein nach ein katholischer Regent
handeln , wenn er jenen umratürlichen Zwang ,

ich durch welchen eine nach Verhältniß allzugroße
' be Menge geistlicher Personen ohne Unterschied
A" für je und allzeit zum ehrlosen Stand ange -
ch> halten wird , mittelst seiner gesetzgebenden
tm R 4 Macht
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Macht zum Nutzen des Staats aushebere au «
Uiberzeugung , daß ein solcher Zwang heut zu
Lag in den Staat theils unmittelbar , theils
mittelbar einen schädlichen Einfluß habe .

Je . Hat man wohl eine gegründete
tlrfache , jene landesherrliche Verordnugen ,
mittelst welchen die öffentliche Ausstellung der
loües ejuotisL Tafel am Portiunculafest ,
die Austheilung der Monica - Gürtel , des
Franciscus - Stricks , der Lucas - Zetteln und
andre dergleichen offenbar alberne Mönchs¬
und Bruderschaftsgcbrauche platterdings ab-
geschaft und verbothen werden , als religions -
widrig auszuschreyen ?

Antw - Nein ; vielmehr sollen derley
Landesherrliche Verordnungen mit wärmsten
Dank als gemeinnützige , dem Geist unsrer Re¬
ligion und dem allgemeinen Besten des Staats
tn gleichen Maaß entsprechende Gesetze aner¬
kennt und gepriesen werden . Denn daß solche
Bruderschafts - und Mönchsgebrauche kein we¬
sentlicher Theil unsrer Religion , sondern nur
Nebendinge und Zusätze seyen , müssen auch
sogar jene , die damit bißher zu ihrem nicht
geringen Vortheil ein ordentliches Handwerk
( reiben , eingestche ». Eben so offenbar ist es
aber auch , daß dergleichen Rcligionszusätze
und Nebendinge , wo nicht jederzeit unmittel¬
bar , wenigst mittelbar dem Staat einen be¬
trächtlichen Schaden in so fern zuzufügen pfle¬
gen, als gemeiniglich durch sie nach und nach
das Wesentliche unsrer christlichen Religion ,
und vorzüglich die Miaue Befolgung und Aus¬
übung der evangelischen Sitkenlehre geschwächt



A ^ 2 Z

oder Kar verdrängen wird , und fast nur in
jenem grossen Credit , in dem bey den mehre -
sten Katholiken dergleichen Dinge seit langer
Zeit stunden , der woher zureichende Grund
liegt , daß in unsern katholischen Staaten , wo
nicht bey allen Gattungen der Standen , we¬
nigstens bey der untersten Volkeclassedic Em¬
pfindungen der Rechtschaffcnhe ! t,der Treue , und
Redlichkeit so schwach find , und überhaupt
die moralische Bildung tmVerhälniß gegen pro¬
testantischer Lander in so schlechtem Zustand
sich befindet . Da nun dergleichen Mönchserfin -
düngen für offenbare dem Staat und derNeli -
gwn in gleichem Maaffe schädliche Religions¬
mißbräuche unbedenklich anzusehen sind : so ist
jede landesherrliche Verordnung , durch welche
besagte Mißbrauche abgcschast und verbothen
werden , im Grund betrachtet weiter nichts ,
als eine solche wirkliche Ausübung der höch¬
sten unabhängigen landesherrlichen Macht , da
durch zugleich unsrer Religion und Kirche ein
desto schätzbarerer Dienst erwiesen wird , je
weniger leider ! Hoffnung übrigens vorhan¬
den ist , daß dergleichen Mißbräuche jemals
durch die geistliche Macht werden gehoben
werden , wenn anders wahr ist, daß unter un¬
sern Bischöffcn jene ihre Würde so sehr ernie¬
drigende , und in manchem Betracht , trauri¬
ge Aussichten witternde Meinung herrscht , es
seyen ihnen durch gewisse , dergleichen Miß¬
bräuche begünstigende , pabstliche Bullen htcr -
infalls die Hände gebunden .

Fr . Wenn ein katholischer Landessürst
zum allgemeine » Besten des Staats durch sei-

B z nc
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«e gesetzgebende Macht in seinen Staaten die
bisherige päbstliche Epecution der Regularor -
den auchebt , wie auch den bisherigen Rccurs
nach Rom wegen Ehedispensationcn verbietet ,
und überhaupt die Bischöffe seiner Staaten
die Ausübung ihrer ursprünglichen , ihnen von
Christo verliehenen , Rechten antrekten laßt ,
handelt er dessen religionswidrig oder sonst
unbillig ?

Antw . Keineswegs . Denn , da es «ine
unlaugbare , allgemein bekannte , Thatsache ist,
daß sowohl besagte Regularexemtionen , als
der Brauch wegen Ehedispensationen nach
Rom sich zu wenden , ihr Daseyn erst den
mittlern Zeiten , den Zeiten der Unwissenheit
und des Zerfalls der Kirchenzucht , zu verdan¬
ken haben : so kann jeder katholischer Landes¬
herr auch schon in dieser einzigen Rücksicht
zum voraus wiederum hinlänglich überzeugt
seyn, daß dergleichen Dinge zum Wesentlichen
der Religion nicht gehören . Und eben darum
kann und muß auch sodann ferncrs die lan¬
desherrliche Untersuchung und Entscheidung der
Frage - - ob dergleichen Gebrauche dem Staat
schädlich und folgsam abzuschaffen seyen —
vhnbedcnklich und ohne wahre Verletzung so¬
wohl unserer christlichen , die landesherrliche
Rechten keineswegs schmalercnden , Religion ,
als eines angeblichen Rechts eines dritten ,
welches gegen das allgemeine Beste des Staats
nicht bestehen mag , vorgehen . Deßgleichcn
da einer Seits der den Bischöffen von Chri¬
sto unmittelbar verliehene geistliche Gewalt zu
binden und zu lösen so viele Jahrhunderte

hin -
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Hindurch weder von Pädsten noch von Conci¬

lien eingeschränkt und geschmälert worden ist ;

und da es anderer Seils überhaupt für jeden

wohlgeordneten Staat höchst bedenklich und

gefährlich zu seyn scheint , daß semett eignen

Bischöffen ihre ursprüngliche Gewalt einge¬

schränkt , und die wirkliche Ausübung einiger

sehr wichtigen dem Bisthum urchrunglich an¬

klebenden Rechten an einen fremden , auswer -

tigcn , vom Staat ganz und gar unabhängi¬
gen , selbst eine souveraine weltliche Macht

ausübenden , Bischofs überlassen werden : so

können , und müssen ja dergleichen allenfalls

vorgegangenen Einschränkungen nur als eine

Discipilnarsachc angesehen werden , und ist
mitbin jeder unabhängige landesherrliche Re¬

gent gänzlich befugt , selbe zum allgemeinen

Besten des Staats mittelst seiner geictzgeben -
den Macht wieder abzuschaffen , ohne , daß

hicdnrch entweder das Wesentliche der Reli¬

gion , oder eine wahre Gerechtsame desjeni¬

gen , der solche Einschränkungen wider das

allgemeine Beste des Staars vormals einge¬

führt hat , verletzt werde .

Fr . Kann man einen katholischen Lan¬

desherr », der Lurch seine gesetzgebende Macht

zum allgemeinen Besten des Staats weniger
oder mehrere Klöster und Orden in leinen
Staaten aufhebt , eines rcl - igionswidigen Be¬

tragens oder Eingriffes in fremde Rechte mit

Fug beschuldigen L

Antw . Nein ; vielmehr wäre eine solche
pöbelhafte Beschuldigung ganz und gar ungc -

grün -
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gründet , äusserst unbillig , und Majestätsbe -
leidigend . Denn wer wird wohl bey ieziger
allgemeiner Aufklärung noch so viel Dumm¬
heit und fanatischen Unsinn besitzen , daß er
die Orden und Klöster zum Wesentlichen unsrer
Religion zuzahlen sich getrauen sollte ? Schon
also in diesem Betracht allein gebührt jedem
Regenten unstrittig und ohne alle mindeste Be -
denklichkeit , daß von unsrer Religion niemals
wahrhaft widersprochen «, ursprüngliche / we¬
sentliche landesherrliche Recht zu untersuchen
und zu entscheiden , ob die fernere Beybe -
Haltung dieser oder jener Klöster , dieses oder
jenes Ordens einen schädlichen Einfluß in den
Gtaat habe , und , so fern das allgemeine
Beste des Staats die Aufhebung weniger
oder mehreren Klöster und Orden erfordern
sollte , eine solche Aufhebung durch Gesetze zu
bestimmen und festzusetzen . Wie ungegründet
also , wie unbillig , wie Majcstatsvcrlctzend
würde es nicht seyn , wenn man die Ausü¬
bung eines solchen landesherrlichen , jedem
wohlgeordneten Staat ursprünglich , wesentlich, ,
und ohne Widerspruch unsrer Religion zu kom¬
menden Rechtes , als ein religionsrvidriges
Verfahren oder als einen Eingriff in fremde

. Rechte auszuschrcyen sich unterfangen sollte ?

Wagt ein katholischer Landesherr
einen religionswidrigen Schritt , wenn er durch
seine gesetzgebende Macht zum allgemeinen
Besten des Staats in seinen Landen eine sol¬
che allgemeine Preßfreyheit eingeführt , Kraft
Welcher hinfort höchstens nur eine landcsfürst -

li -
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liche Censur , Nicht aber eine Bischöfliche zur
öffentlichen Druckbeförderung vorläufig erfor¬
derlich seycs

Annv . Nein ; Denn da einer Seits
das Büchcrcensurrccht , oder das Recht , obrig¬
keitlich zu erlauben , daß ein Buch zum öffent¬
lichen Druck befördert werden möge , an und

für sich selbst unstrittig ein politisches , jedem
Staat ursprünglich anklebendes , Recht ist ;
und anderer Seiks auch die Wels und Art ,
mit welcher die Ausübung dieses Rechts nach
Verschiedenheit der Zeiten und Lander in ver¬
schiedener Maaß an die Bischiffe nach und

nachgekommen ist, hinlänglich zeugt, daß das

seit einiger Feit in einigen ?ändern ausgeübte bi¬
schöfliche Güchcrccnsurrecht nicht zum Wesent¬
lichen unsrer chrisiiichenRcligion gehören könne :

so ist jeder unabhängige Regent als Landesherr
unstrittig,ohnbcdenklich , und ohne mindestenWi -
dersprnch unsrer christlichen Religion vollkom¬
men berechtiget , das Verhältniß , in weichem die
bisherige Ausübung besagten bischöflichen Bü -

chercensurrcchts mit dem allgemeinen Besten
des Staats stunde , und annoch wirklich stehet ,
zu untersuchen , auch selbe , in so ferne sie dem
Staat nachtheilig zu seyn befunden wird , zu
mäßigen , einzuschränken , oder gar abzustellen .

Fr . Kann man jene landesherrliche Ver¬
ordnungen , mittelst welchen ein katholischer
kandesfürst bey crfolgter Erledigung der Bis -
lhümer und Pfarrcycn seiner Staaten einen
wesentlichen Einfluß in die Ernennung neuer

M-
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Bischoffe und Pfarrer behauptet , als rellgionS
widrig , oder sonst unbillig ansehen ?

Antiv . Nein ; Denn , da gleich nach
Ausbreitung des Christenthums , die Art und
Weis , in den erledigten Bisthümern und Kir -
chensprengeln neue Bischoffe und Seelsorger
zu ernennen , nach Verschiedenheit der Zeiten
und Ländern immer grosse Veränderungen
und Abwechslungen bis itzo bekanntermaßen
unterworfen war : so ist einer Seitä schon
in diesem Betracht allein jeder katholische Lein-
dcsfürst vorhin hinlänglich überzeugt , daß
die Art der Ernennung neuer Btschöffen und

Pfarrer nicht zum Weesenrlichen unsrer christ¬
lichen Religion , sondern nur zur äussern , ver¬
schiedene Abändrungen leidenden , Kirchcnzucht
gehöre . Anderer Seitö , wenn man der Sa¬

che ohne Dorurtheil aus den Grund steht ; so
kann man fast nicht zweifeln , daß die Ernen¬

nung neuer Bischöffe und Pfarrer , oder we¬

nigst ein wesentlicher Einfluß in selbe , dem
Staat , als ein ursprüngliches und unveräu¬

ßerliches Recht , zukomme. Denn da es , in

so fern unsre Bischoffe und Seelsorger als

nothwendige Vorsteher und Oienkr der Reli¬

gion betrachtet werden , eine der ersten und

wesentlichsten Pflichten ihres Hirtenamts ist,
den ersten wichtigsten Grund zur moralischen
Bildung der Nation zu legen ; da es haupt¬
sächlich den Bischöffen und Pfarrern Kraft
ihres Amtes obliegt durch Unterweisung und

Beyspiel jede Gattung der Menschen zur Er¬

kenntniß und Vollziehung des ganzen Umfangs
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chrcr wesentlichen Pflichten aufzumuntern und
anzutreiben : so muß es dein Staat auch nur in
dieser Rücksicht - das ist , wenn auch unsre
Bischöffe mittelst ihrer grossen Regalien nicht
zugleich mächtige Vasallen , und unsre Pfarrer
mittelst ihrer fetten Pfründen nicht zugleich
reiche und ansehnliche Bürger des Staats
waren — unendlich viel daran gelegen seyn,
daß zu einem so wichtigen Amt nur rechschaffe -
nc Männer ernannt werden . Hangt nun von
einer guten Auswahl der Personen zu Bischöf -
fen und Pfarrer das allgemeine Beste des
Staats so sehr ab, und ist hingegen mit einer
üblen Auswal sein Verderben so genau ver¬
bunden : so muß fa einem solchen Staat das
Recht und Macht zukommen , hinlängliche
Mittel vorzukehren , das gute Wahlen getrof¬
fen , und üble , so viel möglich , vermieden
werden , das ist, jedem wohlgeordneten Staat
klebt ursprünglich und unveraufferlich das
Recht an, in belagter Auswahl «inen wesent¬
lichen Einfluß zu haben . Gleichwie folgsam
unsre chriftlicheReligion die Rechten desStaats
nicht krankt , noch schmälert ; also widersetzt
sie sich besagtem Einflüsse des Staats tu ier -
nannte Wahlen ebenfalls nicht im mindesten 5
und kann hiemit nicht abgesehen werden , wie
ein katholischer Landesfürst religionswidrig
bandeln solle , wenn «r besagten Einfluß im
Namen und zum Besten desStaats behauptet .
Sollte aber der Staat wahrend seiner Min¬
derjährigkeit , und zu einer Zeit , da ein dicker
Nebel der allgemeinen Unwissenheit die wahre
gegenseitige Verhältnisse der geistlich -und weltz
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lichen Macht nnkennbar rnachte ^ mittelst ver¬
schiedener andern zusammenstoffenden Umst in -
den von der Ausübung dieses seines so wich¬
tigen Rechtes hindangchaltcn , oder verdrängen
worden seyn ; sollten Papste , Bischöffe , Dom¬
kapitel ^ Klöster , verschiedene Familien das
Recht neue Bischöffe und Pfarrer mit gänzli¬
chem Ausschluß des Staats oder des Regen¬
ten zu ernennen unter diesem oder jenem Ver¬
wand an sich gerstsen haben : so waren alle
diese Eingriffe und Änmaffungen , im Grund
betrachtet , nichts anders , als Kränkungen ei¬
nes wesentlichen und jedem wohlgeordneten
Staat ursprünglich und unveräusscrlich ankle¬
benden Rechts ; mithin müssen alle , aus der¬
gleichen Eingriffen erwachsene vermcimliche
Gerechtsame wegfallen , so bald der Staat

nach erreichtem vollständigem männlichen Al- i

tcr , und nach verschwundenem Nebel der Un¬
wissenheit sein ihm unförmlich adgcdrungcnes
Recht zurückfodrrt ; auch kann eine solche Zu-
rückfodcrung für nichts weniger clls für un¬

billig angesehen werden .

Fr . Wenn ein katholischer Landesherr

zum allgemeinen Besten des Staats durch

seine gesetzgebende Macht den Bischöffe » und

Seelsorgern in seinen Staaten die Verwal - ^
tung zeitlicher Güter abnimmt , dafür aber je¬
dem einen hinlänglichen , seinem Dienst und

Cbarakter angemessenen und sichern Unterhalt

vcrschaft , handelt er deßwegen rcligionswt -

drig oder sonst unbillig L

Anlw .
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Antw . Nein ; eine solche Gesetzgebung
ab Seiten eines katholischen Landesherrn ist
weder religionswidrig , weder noch sonst unbillig .
Sie ist nicht religionswidrig , weil die Bestim¬
mung der Art und Weis , den Bischöffen und
Seelsorgern ihren gebührenden Unterhalt zu
Verschaffen, zufolge der selbst unter Katholickcn
allgemein angenommenen Grundsätzen zum
Wesentlichen unsrer christliche » Religion nicht
gehört , und folgsam jeder unabhängige Re¬
gent das unstrittige , von unsrer Religion
selbst anzuerkennende , Recht hat , erstens zu
untersuchen und zu entscheiden , ob die bishe¬
rige Art , den Bischöffen und Pfarrern ihren
zeitlichen Unterhalt zu verschaffen , nicht et¬
wa in den Staat theils mittelbar theils un¬
mittelbar einen schädlichen Einfluß habe , und
sodann zwcytens selbe in Rücksicht eines sol¬
chen wirklich sich vorfindenden schädlichen Ein¬
flusses abzuschaffen , und statt ihr eine andere ,
die dem Staat nicht schädlich , und zugleich
hinlänglich , angemessen , und sicher seyn , zu
bestimmen . Sie ist nicht unbillig — die
erwähnte Gesetzgebung ; indem der Seelsor¬
ger , und jeder andre Religionsvorsteher in
Rücksicht des Staats oder des Regenten über -
baupts nur auf einen hinlänglichen , seinem
Dienst und Ansehen angemessenen , und sichern
Unterhalt , isscht aber insbesondere auf diese
oder jene bestimmte Art des Unterhalts einen

gegründeten Rechtsanspruch haben kann .
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